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Einleitung 

Α. Problemstellung 

Der Schutz ethnischer Minderheiten ist mit dem Zusammenbruch des Ost-
blocks, dem Auseinanderbrechen des Vielvölkerstaates Jugoslawien und den 
daraus folgenden kriegerischen Auseinandersetzungen auch in der Bundesre-
publik Deutschland ins Blickfeld der Öffentlichkeit  geraten. Die tägliche Be-
richterstattung über die Greueltaten in Bosnien sowie die Konflikte in der GUS 
und in Ruanda haben ein neues Bewußtsein für die Gefahren ethnisch motivier-
ter Konflikte geschaffen. 

Angesichts der Explosivität ethnischer Konflikte hat sich die Auffassung 
durchgesetzt, daß nur ein effektiver  Schutz der Minderheiten den innerstaatli-
chen und internationalen Frieden zu sichern vermag. Weder diese Erkenntnis 
noch die zugrundeliegende Problematik sind Produkte des ausgehenden 20. 
Jahrhunderts. Bereits zur Zeit des Völkerbundes hatten Minderheitenfragen 
Hochkonjunktur. Während man aber in der Vergangenheit vorrangig darum 
bemüht war, einen effektiven  Minderheitenschutz auf völkerrechtlicher Ebene 
zu verankern, ist in der Gegenwart die Ansicht im Vordringen begriffen,  daß 
ein wirksamer Schutz der Minderheiten am ehesten durch Schutzbestimmungen 
auf innerstaatlicher Ebene zu erreichen sei. 

Auch hat sich der inhaltliche Schwerpunkt der Thematik verlagert: Statt der 
Konflikte der traditionell im Lande lebenden Minderheiten, in der Bundesre-
publik etwa der Dänen, Friesen und Sorben, steht nunmehr die Bewältigung der 
Folgen der Migrationsbewegungen der letzten Jahrzehnte im Vordergrund. Vor 
diesem Hintergrund wird verständlich, daß Politiker, Journalisten und Juristen 
den Standard des geltenden Minderheitenschutzes in der Bundesrepublik hin-
terfragen.  Dieser befaßt sich ausdrücklich nur mit den traditionellen Minderhei-
ten. Dementsprechend steht im Mittelpunkt des Interesses die Frage, ob der 
Minderheitenschutz in der Bundesrepublik um Schutzbestimmungen zugunsten 
von Ausländern und „neuen" Minderheiten ergänzt werden sollte und welche 
Regelungsebene hierfür  sinnvoll wäre. Insbesondere wird diskutiert, ob dieser 
hauptsächlich auf Landesebene normierte Minderheitenschutz einer Ergänzung 
im Grundgesetz bedarf.  Im Rahmen der Verfassungsreformdebatte  des Jahres 
1994 hatte die Gemeinsame Verfassungskommission von Bundesrat und Bun-
destag eine solche Grundgesetzänderung erwogen. Nachdem Wünschbarkeit, 
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Effektivität  und notwendiger Inhalt einer solchen Bestimmung äußerst kontro-
vers diskutiert worden waren, setzte sich in der Gemeinsamen Verfassungs-
kommission schließlich die Auffassung  durch, daß der Minderheitenschutz in 
der Bundesrepublik um eine Bestimmung im Grundgesetz erweitert werden 
sollte; ein entsprechender Vorschlag fand die notwendige Zweidrittelmehrheit 
und wurde damit in den Katalog der empfohlenen Verfassungsänderungen 
aufgenommen. Das Produkt dieser Kontroverse, Art. 20 b, scheiterte jedoch 
anschließend wider Erwarten im Gesetzgebungsverfahren  am Widerstand der 
CDU/CSU. Dies verdeutlicht vor allem, daß in Sachen Minderheitenschutz 
kein politischer Konsens in der Bundesrepublik besteht, sagt aber wenig dar-
über aus, ob eine Ergänzung des Grundgesetzes um einen Minderheitenschutz-
artikel sinnvoll gewesen wäre und ob Art. 20 b in angemessener und effektiver 
Weise auf die Migrationsbewegungen der jüngeren Vergangenheit reagiert 
hätte. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, nicht nur zu beweisen, daß der Minderhei-
tenschutz in der Bundesrepublik lückenhaft ist und also ein entsprechender 
Handlungsbedarf  besteht. Darüberhinaus soll auch aufgezeigt werden, daß 
gerade eine Verfassungsänderung,  bei entsprechender Ausgestaltung, geeignet 
wäre, diesem Defizit abzuhelfen. 

B. Gang der Darstellung 

Zu diesem Zweck soll der Leser zunächst in einem ersten Teil mit den 
Grundlagen der Thematik „Minderheiten und Minderheitenschutz" vertraut 
gemacht werden. Dabei wird zunächst zu klären sein, was überhaupt unter dem 
umstrittenen Begriff  „Minderheit" zu verstehen ist. In einem zweiten Schritt 
folgt eine Auseinandersetzung mit den Zielsetzungen des Minderheitenschut-
zes, den verschiedenen Lösungsmodellen und den jeweiligen Möglichkeiten 
der Ausgestaltung. Besonderes Gewicht wird dabei auf die Frage zu legen sein, 
welcher der verschiedenen Lösungsansätze am ehesten geeignet ist, der speziel-
len Situation und den Bedürfhissen der Minderheiten gerecht zu werden. 

Vor diesem Hintergrund wird im zweiten Teil der Minderheitenschutz in der 
Bundesrepublik zu analysieren sein. Dabei muß zunächst von Interesse sein, 
welche Minderheiten tatsächlich - unabhängig von einer staatlichen Anerken-
nung - im Lande leben. Daran schließt sich die Frage an, welche Schutzbe-
stimmungen zugunsten der einzelnen Minderheiten und Minderheitsangehöri-
gen existieren und ob diese den Anforderungen  entsprechen, die im ersten Teil 
herausgearbeitet worden sind. Dabei wird sich zeigen, daß dies für die nicht 
ausdrücklich anerkannten Minderheiten nicht der Fall ist und insofern ein De-
fizit besteht. 



Einleitung 

Der dritte Teil schließlich widmet sich der Frage, ob diesem Defizit mit einer 
Verfassungsänderung  wirksam begegnet werden kann. Dies verlangt zunächst 
eine Auseinandersetzung mit der These, daß gerade eine Regelung auf Verfas-
sungsebene Vorteile aufzuweisen hat, die in dieser Form auf keiner anderen 
Regelungsebene gegeben sind. Zudem bleibt zu klären, wie eine solche Verfas-
sungsänderung ausgestaltet sein müßte, um die Lücke im geltenden Minderhei-
tenschutz zu schließen. Dabei bietet es sich an, den Vorschlag der Gemeinsa-
men Verfassungskommission, Art. 20 b, zum Ausgangspunkt der Suche nach 
dem notwendigen Inhalt einer solche Bestimmung zu machen. 

C. Terminologie 

Nicht unkommentiert bleiben soll an dieser Stelle die Verwendung der Be-
griffe  „Minderheit" und „Minderheitenschutz". Diese sind insofern problema-
tisch, als die Betroffenen  selbst die Bezeichnung „Minderheit" zum Teil aus-
drücklich ablehnen.1 Der Grund dafür mag in dem pejorativen Unterton dieses 
Terminus liegen.2 Auch in der Völkerrechtslehre ist eine allmähliche Abkehr 
von dem Begriff  erkennbar.3 In der deutschsprachigen Literatur gewinnt zu-
nehmend der Begriff  „Volksgruppe" an Bedeutung,4 eine Entwicklung vom 
„Minderheitenrecht zum Volksgruppenrecht"5 deutet sich an. Für die Klärung 
des behandelten Gegenstandes ist damit allerdings wenig gewonnen: Der Be-
griff  Volksgruppe ist nicht weniger umstritten als der der Minderheit und zu-

1 So wies z.B. die Domowina in ihrem Schreiben vom 22. 11. 1994 ausdrücklich 
darauf hin, daß die Terminologie „sorbische Minderheit" verfehlt  sei, da es eine 
„sorbische Mehrheit" in einem eigenen Mutterland nicht gebe; auch die Friesen ziehen 
zumindest teilweise die Bezeichnung Volksgruppe vor, so Tholund  in der 9. Öffentli-
chen Anhörung der Gemeinsamen Verfassungskommission, Rechte ethnischer Minder-
heiten, am 6. 5. 1993, vgl. den Stenographischen Bericht, S. 19, vgl. zu den diesbezüg-
lichen Meinungsverschiedenheiten bei den Friesen auch unten, 2. Teil, 1. Abschnitt, Α., 
II. 

2 Ermacora,  Der Minderheitenschutz im Rahmen der VN, S. 13;Kimminich,  Rechts-
probleme, S. 110; von Zathurecky,  in: Wittmann/Graf Bethlen, S. 71. 

3 So Blumenwitz,  S. 31. 
4 Vgl. ζ. B. Hahn, Criticón 1994, S. 105 ff.,  insbesondere S. 106,Kimminich,  Rechts-

probleme, S. 109 ff.;  bereits in den 60er Jahren verwendete Veiter  den Begriff,  vgl. 
ders.,  Europa Ethnica 1969, S. 65 ff.;  vgl. auch den FUEV-Konventionsentwurf der 
Grundrechte der europäischen Volksgruppen (Zusatzprotokoll zur EMRK), insb. Art. 2, 
abgedruckt in: Ermacora, FUEV. 

5 Kimminich,  Rechtsprobleme, S. 109 ff. 


